
1 Rechtliche Grundlagen

In Deutschland ruht der Arbeitsschutz historisch begründet auf zwei Säulen (Bild 1)
und ist als duales Arbeitsschutzsystem aufgebaut (Zimmermann & Tittmann, 2016;
BMAS, 2018). Das bedeutet, dass neben dem staatlichen Arbeitsschutz mit seinen
rechtlichen Normen den Trägern der Unfallversicherungen das im Siebten Buch
Sozialgesetzbuch, SGB VII verankerte Recht eingeräumt ist, eigene Vorschriften zur
Unfallverhütung zu erlassen. Hierbei richten sich die Vorgaben des Staatlichen
Arbeitsschutzes vorwiegend an die hauptamtlich Beschäftigten bei den Feuerwehren
und Rettungsdiensten, während sich die Vorschriften der Träger der gesetzlichen
Unfallkassen vorrangig an die ehrenamtlichen Mitglieder der Feuerwehren bzw. der
Rettungsdienste richten.

Das Arbeitsschutzgesetz ist ein Bundesgesetz, dessen Konkretisierung sich aus
den zahlreichen, ebenfalls rechtsverbindlichen Verordnungen ergibt. Nicht rechts-
verbindlich sind die Verwaltungsvorschriften, die Regeln der Technik und die wissen-
schaftlichen Erkenntnisse. Die von den Trägern der Unfallversicherungen (DGUV) in
Abstimmungmit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales, das gemäß § 15(4)
SGB VII hier im Rahmen der Fachaufsicht wirkt, erlassenen Vorschriften haben
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ebenfalls einen rechtsverbindlichen Charakter. Die DGUV Regeln, Informationen und
Grundsätze gebenweiterführende Hinweise für den Verantwortlichen und sind nicht
rechtsverbindlich. Das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und die Vorschrift 1 »Grund-
sätze der Prävention« der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) stellen
für den Arbeitgeber die Grundlage für das Handeln im Arbeitsschutz und damit für
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit dar.
Hiermit ist auch der Ausgangspunkt für die Erstellung der Gefährdungsbeurteilung
gegeben.

Bei der großen Umfänglichkeit der Themen im Arbeitsschutz kann man nicht
davon ausgehen, dass der Arbeitgeber die Themenfelder alleine überblicken kann. Zu
diesem Zweck kann er sich der Unterstützung durch Arbeitsmediziner (Betriebsärzte)
und durch Fachkräfte für Arbeitssicherheit bedienen. Diese beraten den Arbeitgeber
auch bei der Erstellung vonGefährdungsbeurteilungen. Die Grundlagen und Voraus-
setzungen für die Unterstützung im Arbeitsschutz durch die Arbeitsmediziner
(Betriebsärzte) und Fachkräfte für Arbeitssicherheit sind im Arbeitssicherheitsgesetz
(ASiG) festgelegt.

Es soll an dieser Stelle hervorgehoben werden, dass es nicht beabsichtigt ist, die
für den Arbeitsschutz relevanten, rechtlich Grundlagen umfassend darzustellen. Die
weiteren Ausführungen zu den rechtlichen Aspekten beziehen sich daher ausschließ-
lich auf die Gefährdungsbeurteilung.

1.1 Arbeitsschutzgesetz

Mit dem Arbeitsschutzgesetz (Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der
Beschäftigten bei der Arbeit, ArbSchG) wird die europäische Rahmenrichtlinie (89/
391/EWG) in nationales Recht überführt. Ziel des Arbeitsschutzgesetzes ist es, dass
durch geeignete Maßnahmen des Arbeitsschutzes die Gesundheit der Beschäftigten
gesichert und verbessert wird.

Das Arbeitsschutzgesetz regelt die grundsätzlichen Pflichten desArbeitgebers, die
Pflichten und Rechte der Beschäftigten wie auch die Kontrolle der Maßnahmen im
Arbeitsschutz. Im ersten Abschnitt des ArbSchG sind die allgemeinen Vorschriften
gefasst, Abschnitt zwei greift die Pflichten der Arbeitgeber auf und in Abschnitt drei
sind die Pflichten und Rechte der Beschäftigten formuliert. Gemäß dem in Abschnitt
zwei formulierten § 3 ArbSchG müssen durch den Arbeitgeber alle erforderlichen,
organisatorischenMaßnahmen für die Sicherheit und zumSchutz der Gesundheit der
Beschäftigten bei der Arbeit ergriffen werden. Hierbei ist auch zu prüfen, ob die
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eingeleiteten Maßnahmen die erwartete Wirkung zeigen; ggf. sind die Maßnahmen
entsprechend anzupassen. Bei der Festlegung der Maßnahmen ist der aktuelle Stand
der technischen Entwicklung zu berücksichtigen. § 3 ArbSchG zielt ausschließlich
auch die Überprüfung der Wirksamkeit der Maßnahmen ab.

§ 3 Grundpflichten des Arbeitgebers

(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen des Arbeits-
schutzes unter Berücksichtigung der Umstände zu treffen, die Sicherheit und
Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit beeinflussen. Er hat die Maßnahmen
auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls sich ändernden Gege-
benheiten anzupassen. Dabei hat er eine Verbesserung von Sicherheit und Gesund-
heitsschutz der Beschäftigten anzustreben.

In § 4 ArbSchG werden vom Gesetzgeber die Grundsätze bei der Umsetzung von
Maßnahmen für die Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten herausgestellt.
Das bedeutet, dass potentielle Gefahren an ihrem Ursprung zu beseitigen sind und
Gefährdungen der Sicherheit und der Gesundheit der Beschäftigten weitestgehend
zu vermeiden oder zumindest zu minimieren sind. Die Nachrangigkeit der Ver-
wendung von PSA im Vergleich zu technischen oder organisatorischen Maßnahmen
wird deutlich gemacht, weil das zwar eine Erhöhung der Schutzwirkung für die
Beschäftigten bedeutet, nicht jedoch die Bekämpfung der Gefahren am Ursprung.

Ein wesentlicher Teil des ArbSchG sind die §§ 5 (Beurteilung der Arbeitsbedin-
gungen) und 6 (Dokumentation). Auf der Grundlage des § 5 ArbSchG ergibt sich die
Notwendigkeit, die Gefährdungen, die sich bei der Arbeit für die Beschäftigten
ergeben können, zu beurteilen. Bei der Beurteilung der Gefährdungen sind dann
sowohl die Art der Tätigkeiten wie auch die Gestaltung und Einrichtungen der
Arbeitsstätte bzw. der Arbeitsplätze, die Auswahl und der Einsatz von Arbeitsmitteln,
die Arbeitsabläufe, die Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten aber auch
die psychischen Belastungen der Beschäftigten zu betrachten. Hier können Tätig-
keiten bei gleichartigenArbeitsbedingungen zusammengefasst, d. h. in einer Gefähr-
dungsbeurteilung betrachtet werden.

§ 5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen

(1) Der Arbeitgeber hat durch eine Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer
Arbeit verbundenen Gefährdung zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeits-
schutzes erforderlich sind.
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(2) Der Arbeitgeber hat die Beurteilung je nach Art der Tätigkeiten vorzunehmen.
Bei gleichartigen Arbeitsbedingungen ist die Beurteilung eines Arbeitsplatzes oder
einer Tätigkeit ausreichend.

Dementsprechend ist die Gefährdungsbeurteilung als Grundlage für einen effizien-
ten Arbeitsschutz sowohl bei der Feuerwehr als auch für den Rettungsdienst
anzusehen.

Gemäß § 6 ArbSchG muss eine Dokumentation durchgeführt werden, aus der
unter anderem auch das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung und der sich daraus
abgeleiteten Maßnahmen ergibt.

§ 6 Dokumentation

(1) Der Arbeitgeber muß über die je nach Art der Tätigkeiten und der Zahl der
Beschäftigten erforderlichen Unterlagen verfügen, aus denen das Ergebnis der
Gefährdungsbeurteilung, die von ihm festgelegten Maßnahmen des Arbeitsschut-
zes und das Ergebnis ihrer Überprüfung ersichtlich sind. Bei gleichartiger Gefähr-
dungssituation ist es ausreichend, wenn die Unterlagen zusammengefasste Anga-
ben enthalten.

Die Bedeutung der Dokumentation ist vor allem als Grundlage für die Klärung von
rechtlichen Fragen nicht zu unterschätzen.

1.2 DGUV Vorschrift 1

Relevante Paragraphen der DGUV Vorschrift 1 (Grundlagen der Prävention)

§ 2 Grundpflichten des Arbeitgebers
§ 3 Beurteilung der Arbeitsbedingungen und Dokumentation

Mit der DGUV Vorschrift 1 werden die grundsätzlichen Vorgaben zur Organisation
des betrieblichen Arbeitsschutzes seitens der Träger der Unfallversicherungen for-
muliert und durch die DGUV Regel 100-001 konkretisiert und erläutert.

In der DGUV Vorschrift 1 sind im zweiten Kapitel die Vorgaben für die Arbeitgeber
analog dem ArbSchG verfasst. In § 2 (Grundpflichten) wird ausgeführt, dass der
Arbeitgeber „die erforderlichen Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen,
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren“ zu treffen hat. Der
Arbeitgeber/Unternehmer hat bei der Festlegung der Maßnahmen für die Sicherheit
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und den Gesundheitsschutz der Beschäftigten die jeweiligen Regelwerke heran-
zuziehen. Mit dieser in § 2 Abs. 2 DGUV Vorschrift 1 getätigten Formulierung wird
seitens der Träger der Unfallversicherungen deutlich gemacht, dass die staatlichen
Vorgabenwie auch die der Unfallversicherungsträger zumArbeitsschutz zu beachten
sind.

Für den Aufgabenbereich der ehrenamtlich Tätigen bei der Feuerwehr oder im
Rettungsdienst entspricht die sich aus § 3 DGUV Vorschrift 1 ergebende Forderung,
Gefährdungsbeurteilungen zu erstellen und die entsprechenden Maßnahmen zu
ergreifen, der für den hauptamtlichen Bereich. Man spricht in diesem Zusammen-
hang auch von einer Gleichwertigkeit (DGUV Regel 100-001). Die Bedeutung der
Gefährdungsbeurteilung im betrieblichen Arbeitsschutz wird herausgestellt. Zudem
wird explizit darauf verwiesen, dass die Gefährdungsbeurteilung die Voraussetzung
für die Festlegung von geeigneten Maßnahmen beim Arbeitsschutz darstellt, wobei
die Maßnahmen auf Wirksamkeit überprüft und zu einem gegebenen Zeitpunkt
angepasst werden müssen. Für den Zeitpunkt der Anpassung der Gefährdungs-
beurteilung werden konkrete Beispiele genannt (§ 3 Abs. 2, DGUV Regel 100-001).

Die Vorgaben zur Dokumentation bei der Gefährdungsbeurteilung erlauben
einen gewissen Handlungsspielraum, da nur vorgegeben ist, dass eine angemessene
Dokumentation zu erfolgen hat; die formelle Gestaltung der Dokumentation ist frei.
Die Rechtssicherheit im Zuge der angemessenen Dokumentation der Gefährdungs-
beurteilung wird explizit betont.

1.3 Weitere Verordnungen und Regelwerke

Die im Arbeitsschutzgesetz oder der DGUV Vorschrift 1 genannten Vorgaben zur
Beurteilung der potentiellen Gefahren, denen die Beschäftigten möglicherweise bei
der Arbeit ausgesetzt sind, werden in den nachfolgenden, beispielhaft für den
Bereich der Feuerwehr oder des Rettungsdienstes genannten Verordnungen und
Regelwerken erläutert:

§ Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV)
§ Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)
§ Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV)
§ Biostoffverordnung (BioStoffV)
§ Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)
§ Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mütter (MuSchG)
§ Verordnung zum Schutz der Mütter am Arbeitsplatz (MuSchArbV)
§ Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend (JArbSchG)

1
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§ Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch Lärm
und Vibration (LärmVibrationsArbSchV)

§ Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der manuellen
Handhabung von Lasten bei der Arbeit (LasthandhabV)

§ Verordnung zur Bereitstellung und Benutzung von Persönlicher Schutz-
ausrüstung (PSA-BV)

§ Technische Regeln

ArbSchG

GefStoffV BioStoffV

Betr-
SichV ArbStättV

DGUV
Vorschrift 

1

DGUV
Information

Techn.
Regeln

LärmVi-
brationsV

Weitere

Gefährdungs-
beurteilung 

�

Bild 2: Grundlagen für die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung
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§ Informationen der Unfallversicherungsträger (DGUV) und der Berufs-
genossenschaften (BGW)

1.3.1 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV)

Gemäß § 3 ArbStättV hat der Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung
zu prüfen, ob für die Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben z. B. von Feuer-
wachen/Gerätehäusern oder Rettungswachen möglicherweise Gefährdungen be-
stehen. In der Arbeitsstättenverordnung sind unter anderem Vorgaben zum Betrieb
und zur Temperierung von Arbeitsräumen sowie deren Belüftung bzw. Beleuchtung
oder den Sicherheitseinrichtungen formuliert. Bestehen Gefährdungen für die
Beschäftigten,müssen dieseGefährdungen beurteilt und angemesseneMaßnahmen
für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Beschäftigten ergriffen werden.
Dabei ist darauf zu achten, dass durch die eingeleiteten Maßnahmen keine neuen
Gefährdungen beispielsweise bei der Arbeitsorganisation oder den Arbeitsabläufen
hervorgerufen werden.

Als Beispiel für die Regelungen im Sinn der ArbStättV sind der Nichtraucherschutz
oder die Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen zu nennen.

Die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung schließt die angemessene Do-
kumentation ein.

1.3.2 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV)

Die BetrSichV gilt für die Verwendung von Arbeitsmitteln, d. h. für die Verwendung
unter anderem von feuerwehr- und medizintechnischen Geräten, Werkzeugen oder
Maschinen (Fahrzeuge).

In Abschnitt 2 der Verordnung sind die Vorgaben zu der Gefährdungsbeurteilung
und den Schutzmaßnahmen gemacht. Gemäß § 3 BetrSichV sind mögliche Gefähr-
dungen im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung vor der Verwendung der Arbeits-
mittel zu erfassen und zu bewerten. Bei der Gefährdungsbeurteilung liegt der Fokus
auf der Benutzung der jeweiligenArbeitsmittel, auf einermöglichenWechselwirkung
der Arbeitsmittel untereinander bzw. mit Arbeitsstoffen sowie der Arbeitsumge-
bung. In § 3 Abs. 3 wird hervorgehoben, dass die Gefährdungsbeurteilung vor der
Beschaffung des jeweiligen Arbeitsmittels zu erfolgen hat. Der Arbeitgeber kann bei
der Erstellung der Gefährdungsbeurteilung vorhandene Unterlagen wie Herstel-
lerhinwiese oder Betriebsanleitungen verwenden, sofern sich diese Unterlagen auf

1
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die bei der Feuerwehr oder dem Rettungsdienst eingesetzten Arbeitsmittel beziehen.
DieGefährdungsbeurteilungmuss im Zuge eines dynamischen Revisionsverfahrens in
regelmäßigen Abständen überprüft werden.

Das Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung, die eingeleiteten Schutzmaßnahmen
und die Frist von Revisionszeiten sind entsprechend zu dokumentieren.

1.3.3 Bildschirmarbeitsverordnung (BildscharbV)

Die Bildschirmarbeitsverordnung hat Gültigkeit für Bildschirmarbeitsplätze beispiels-
weise in der Verwaltung oder der Leitstelle der Feuerwehr bzw. des Rettungsdienstes.
Demnach liegt ein Bildschirmarbeitsplatz vor, wenn ein Arbeitsmittel (PCmit Monitor
und Tastatur) vorhanden ist, das zur Erfassung und Bearbeitung mehrzeiliger Daten
dient. Den Beschäftigten wird zur Erfüllung der Aufgaben eine bestimmte Ver- oder
Bearbeitungssoftware zur Verfügung gestellt, die jedoch nicht unmittelbar für das
Funktionieren des Arbeitsmittels eingesetzt wird. Zu den Bildschirmgeräten zählen
auch Notebooks oder Laptops. In der BildscharbV sind jedoch keine konkreten
Schutzmaßnahmen, sondern nur allgemeine Schutzziele formuliert, was eine flexible
Anpassung ermöglicht.

Im Zusammenhang mit der Bildschirmarbeit liegt bei der Informationsverarbei-
tung eine hohe Beanspruchung der Augen vor. Zudem ist die Bildschirmarbeit mit
langem Sitzen ohne Ausgleichsbewegungen verbunden. Im Zuge der Gefährdungs-
beurteilung hat der Arbeitgeber gemäß § 3 BildscharbVmögliche Gefährdungen des
Sehvermögens aber auch die körperlichen sowie die psychischen Belastungen zu
erfassen und zu beurteilen. Die Grundsätze der Ergonomie sind insbesondere bei der
Informationsverarbeitung (Einsatz von Software) zu berücksichtigen.

1.3.4 Biostoffverordnung (BioStoffV)

Die Beschäftigten der Feuerwehren oder der Rettungsdienste können im Zusammen-
hang mit den von ihnen ausgeübten Tätigkeiten in der rettungsdienstlichen Ver-
sorgung in Kontaktmit biologischenArbeitsstoffen kommen. Bei diesen biologischen
Arbeitsstoffen kann es sich um Krankheitserreger oder um Mikroorganismen
handeln, die Infektionen oder sensibilisierende bzw. toxische Wirkungen verursa-
chen. Die Tätigkeiten von Beschäftigten mit biologischen Arbeitsstoffen sind in der
Biostoffverordnung geregelt.
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Gemäß § 4 BioStoffV muss der Arbeitgeber auf der Grundlage der von ihm
beschafften Informationen, bevor die Beschäftigten die Tätigkeit mit Biologischen
Arbeitsstoffen aufnehmen, die Gefährdungsbeurteilung durchführen. Die Informa-
tionsbeschaffung schließt den Stand der Technik, der in der TRBAbeschrieben ist, ein.
Für den Rettungsdienst findet unter anderem die TRBA 250 Anwendung. Die
Informationsbeschaffung umfasst auch die Identifizierung der Biologischen Arbeits-
stoffe sowie deren Eigenschaften, die bei Tätigkeiten im Rettungsdienst vorkommen
können.

In Abhängigkeit von den Biologischen Arbeitsstoffen fällt die Gefährdung für die
Beschäftigten unterschiedlich aus. Daher werden die Biologischen Arbeitsstoffe in
Risikogruppen eingeteilt. Den Risikogruppen sind verschiedene Schutzstufen zu-
geordnet, so dass für die Tätigkeiten mit Biologischen Arbeitsstoffen im Rahmen der
Gefährdungsbeurteilung konkrete Schutzmaßnahmen zugeordnet werden können.

Die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung liegt in der Verantwortung des
Arbeitgebers, der diese fachkundig durchzuführen hat. Verfügt der Arbeitgeber nicht
über die erforderlichen Kenntnisse, muss er eine fachkundige Beratung sicherstellen.
Die fachkundige Beratung kann durch Fachkräfte für Arbeitsschutz oder Arbeits-
mediziner geleistet werden, da sie in vielen Arbeitsbereichen über die notwendigen
fachlichen Voraussetzungen verfügen.

1.3.5 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)

Die Gefahrstoffverordnung hat zum Ziel, sowohl den Menschen als auch die Umwelt
vor Schädigungen durch Gefahrstoffe zu schützen. Gemäß § 6 GefStoffV hat der
Arbeitgeber im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung festzustellen, ob eine Tätig-
keit der Beschäftigten mit Gefahrstoffen vorliegt, oder ob bei Tätigkeiten der
Beschäftigten Gefahrstoffe freigesetzt werden können. In § 6 werden dezidierte
Vorgaben zur Erstellung von Gefährdungsbeurteilungen und Angaben zur zumut-
baren Beschaffung von Informationen, der Beurteilung von möglichen Gefähr-
dungen bis hin zur Dokumentation gemacht.

Die Gefahrstoffverordnung hat im Bereich der Feuerwehr oder des Rettungs-
dienstes Bedeutung, wenn dort z. B. Werkstätten betrieben werden, in denen
Gefahrstoffe (Reiniger, Lacke, Kleber, Kraftstoffe etc.) zum Einsatz kommen; ent-
sprechend gilt das auch für die Verwendung von Konzentraten von Desinfektions-
mitteln.

1
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1.3.6 Mutterschutzgesetz (MuSchG)

Das Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mütter (Mutterschutzgesetz – MuSchG)
dient dem Gesundheitsschutz der Mutter und ihres Kindes. Es enthält zwingende
Schutzbestimmungen auf deren Grundlage die Gestaltung der Arbeitsplätze sowie
die Beschäftigung von Frauen während der Schwangerschaft und in der Stillzeit
geregelt sind. Frauen dürfen in dieser Zeit keine Tätigkeiten ausüben, von denen eine
potentielle Gefährdung vonMutter und Kind ausgeht. In denUnterabschnitten 1 und
2 des Abschnitts 2 MuSchG sind Vorgaben zum arbeitszeitlichen (§§ 3 – 8) und zum
betrieblichen (§§ 9 – 18) Gesundheitsschutz formuliert. Auf der Grundlage des § 10
MuSchG sowie unter Beachtung der Verordnung zum Schutz der Mütter am
Arbeitsplatz (MuSchArbV) hat der Arbeitgeber die jeweiligen Arbeitsplätze im
Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung zu untersuchen. Die Ergebnisse der Gefähr-
dungsbeurteilung und ggf. die notwendigen Schutzmaßnahmen dagegen sind
entsprechend zu dokumentieren.

1.3.7 Verordnung zum Schutz der Mütter am Arbeitsplatz
(MuSchArbV)

Der Arbeitgeber muss gemäß § 1 der Verordnung zum Schutz der Mütter am
Arbeitsplatz (MuSchArbV) zeitnah jede Tätigkeit, die zu einer Gefährdung der
werdenden oder stillenden Mutter führen kann, in Bezug auf die Art, das Ausmaß
und die Dauer einer möglichen Gefährdung überprüfen. Kommt der Arbeitgeber auf
der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung zu der Erkenntnis, dass eine Gefährdung
der werdenden oder stillenden Mutter besteht, hat er die erforderlichen und
geeigneten Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Das kann die Veränderung von Arbeits-
bedingungen, von Arbeitszeiten, aber auch den Wechsel des Arbeitsplatzes zur
Konsequenz haben. Sofern eine Umsetzung der Maßnahmen nicht möglich oder
nicht zumutbar ist, kann das bedeuten, dass die werdende/stillende Mutter in dieser
Zeit nicht beschäftigt werden darf.

1.3.8 Gesetz zum Schutz der arbeitenden Jugend (JArbSchG)

Das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) findet Anwendung bei Personen unter
18 Jahren. Das JArbSchG ist in sechs Abschnitte gegliedert. Der erste Abschnitt
(§§ 1–4) hat die allgemeinen Vorschriften zum Inhalt. Gemäß § 2 wird im Rahmen
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